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Liebe Kollegen!

Mit der folgenden Vorschau auf
ordnungspunkte der heutigen Sitzung
wollen wir Ihre Arbeit erleichtern,
legentlich . Ihre Meinung!

die wichtigsten Tages-
des Wiener Gerneinderates
Bitte sagen Sie uns ge-

Zur heutigen Sitzung des Wiener Gemeinderates

19 . Mai ( RK ) Auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung
des Wiener Gemeinderates stehen 104 Geschäftsstücke . Viele

von diesen werden wahrscheinlich ohne Debatte angenommen,
obwohl sie deswegen nicht weniger wichtig sein müssen als

jene , zu denen Wortmeldungen erfolgen . Die " RK ” wird nach¬

stehend einige bedeutendere Anträge kurz zusammenfassen:

Wieder mehr als zwei Millionen für die Kultur

Anträge auf Subventionen aus Steuermitteln der Gemeinde
Wien für nicht weniger als 27 kulturelle , wissenschaftliche oder

sonstige förderungswürdige Vereinigung stehen auf der Tages¬

ordnung . Die vorgesehenen Zuwendungen ergeben einen Gesamt¬

betrag von 2,194 . 600 Schilling . Empfänger ab 30 . 000 Schilling
führen wir namentlich an:

Notring der wissenschaftlichen Verbände Österreichs
( 500 . 000 S ) , Wiener Konzerthaus - Gesellschaft ( 300 . 000 S ) ,
Zivilschutzverband Wien ( 300 . 000 S) , Verein " Jugend am Werk ” *
Wien ( 230 . 000 S ) , Österreichische Akademie der Wissenschaften
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*
v 210 . 000 S ) , Klub der Kino amat c vv e ( 65 * 000 S ) , Österreichische
Gesellschaft für Internationale Kinderdörfer ( 60 . 000 S ) , Wiener
Galoppverein ( 50 . 000 S ) , Wiener Trabrennverein ( 50 . 000 3 ) ,
Theaterzeitschrift " Die Bühne " ( 40 . 000 S ) , Wiener Stadtschul¬
rat zur Weiterführung der Musikhörstunden ( 35 . 000 3 ) , Zentral¬

vereinigung der Architekten Österreichs ( 35 * 000 S ) , Theater-
Kabarett " Der Würfel " ( 30 . 000 S ) und Verein zur Versorgung

Beschäftigung erwachsener Blinder ( 30 . 000 S ) .

+ +

Alt fas sadenoktion w ird f ortgesetzt

Bio vor einigen Jahren von der Gemeinde Wien ins Leben
gerufene Aktion zur Restaurierung erhaltungswürdiger Alt stadt-
fassaden wird fortgesetzt . Absiebt der Aktion ist es , die In¬
standsetzung von Fassaden denkmalgeschützter Häuser zu er¬
möglichen , deren Eigentümer die Mittel dafür nicht selbst auf—
Dringen können , Fine Kommission , bestehend aus Vertretern des
Bundesdenkmalamtes , der zuständigen Bezirksvertretung und
der kompetenten Magis tratsab teiluhgen wird die in Frage
normenden Projekte feststellen . Als " erhaltungswürdig " wurden
neuerdings aie Hauser Schwertgasse 3 ? Judenplatz 8 , Kurrent-

'7 6 , 8 , Bäckerstraße 3 ? 3 , 7 * 14 , und Sonnenfels-9 W ^ .O CllJC

Gasse 6 bezeichnet.
Wenn die Hauseigentümer bereit sind , sich der Fassaden-

aktioxi anzuschließen , übernimmt die Stadt Wien zwei Drittel
jener .losten , die durch die der .) malpf 1 egerisch notwendigen
Aroe ?. ten entstehen * Für heuer \mlcn . .einige Häuser in der Kavier-
dOsso und beim Schulhof ausvewählt.
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1 . 251 neue Gerneindev/ohnungen

Dem Wiener Gemeinderat liegen heute die Projekte und

Kostenvoranschläge für fünf neue städtische Wohnhausanlagen

vor . Diese verteilen sich über die Bezirke Favoriten , Meidlin ,

Floridsdorf ( 2 ) und Liesing . Die insgesamt 1 . 251 Wohnungen,

13 Geschäftslokale und 5 Magazine nebst - baulichem Zubehör werden

mehr als 291 Millionen Schilling kosten , wovon heuer noch

113 Millionen verbaut werden sollen.

Die Baustellen befinden sich:

10 . Bezirk: Raxstraße - Fernkorngasse ; 9 Wohnungen und 3

Lokale.
12 . Be zirk : Schönbrunner Straße 191 - Arndtstraße 38 , 118

Wohnungen , 8 Lokale , Postbautrupp.
21 . Bezirk: Nordrandsiedlung , zwischen Kainachgasse und ver¬

längerter Aistgasse nördlich der Lavantgasse ; 380 Wohnungen,

5 Magazine , Heizzentrale , Transf crmrtorenstation . - Großfeld¬

siedlung , innerhalb der Straßenzüge , Dopschstraße - Paetorgasse-

St . Michael - Gasse ; 554 Wohnungen , ferner 3 ^ Wohnungen für alte

Leute.
23 . Bezirk: Mauer , westlich Mangasse , östlich der Wasser¬

zeile ; 158 Wohnungen , 2 Geschäftslokale.
+ + +

Einbau von Aufzügen in ältere Häuser

Ein Programm zum Einbau von Personenaufzügen in höhere,

ältere Gemeindehäuser wird seit Jahren systematisch durchge¬

führt . Da heute 12 solcher Aufzugsnontagen in fünf ver¬

schiedenen Bauten auf der Tagesordnung stehen , führen wir

sie an:
10 , Bezirk: Hasengasse 35 - 41 , die Stiegen 1 , 2 , 4 und 8 . -

Laxenburger Straße 98 , Stiege 2.

16 . Bezirk: Tahliastraße 75 , Stiegen 2 , 3 , 5 , 6,

20 . Be z irk: Friedriöh Engels - Platz 9 , Stiege 11.

22 . Bezirk: Schüttaustraße 20 - 40 , Stiege 25.

Diese Arbeiten kosten zusammen rund vier Millionen Schilling.

+ + +
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Vier Bernheizanlagen für Wohnviertel

Inner mehr setzt sich der Gedanke durch , neue städtische

Wohnhausanlagen von Wärmewerken aus durch Fernheizleitungen zu.

versorgen . Diese Art der Beheizung ist für die Mieter bequemer
und durch den Wegfall von rußenden Rauchfängen vor allen gesünder.

Heute wird der Gemeinderat über vier solche Fernheiz¬

anlagen beschließen . Diese werden in den Bezirken Favoriten,
Simmering , Ottakring und Floridsdorf auf folgenden Plätzen

gebaut:
10. Bezirk : Per Albin Hanseon - Siedlung - Ost;
11 . Bezirk : Kaiser - Ebersdorf er Straße 41 - 43;_ • - ~ . ...

7
16 , Bezirk: Roterdstraße - Winterburgergasse;
21 . Be zirk : Großfeldsiedlung.
Dafür werden mehr als 68 Millionen Schilling gebraucht , da¬

von heuer noch 19 Millionen.
+ + +

Fortschreitende Modernisierung der Spitäler

Der Neubau und die Modernisierung von Krankenhäusern
wird von der Stadt Wien mit großen Aufwand ständig fortge¬
setzt . Heute sind es sieben verschiedenartige Projekte dieser

Sparte , die den Geneinüerat beschäftigen . Kostenpunkt:
22,150 . 000 Schilling.

Es geht um feigene Krankenanstalten:

Neurologisches Krankenhaus der Stadt Wien Rosenhügel . Er¬

richtung einer Fernheizung für das Schwesternheim Riedlgasse.
Psychiatrisches Krankenhaus ' er Stadt Wien : Instand¬

setzung der Straßen nach Entfernung der Kleinbahn und nach

Neuverlogung der Gas - , Wasser - uni Elektroversorungsleitungen.
Außerdem Erneuerung der gesamten elektrischen Kesselhaus¬

installationen im Zurge der Montage des neuen Hochdruck¬
kessels.

/
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Wilhelminenspital : Unbau und Zubau des Infektions-

pavillicns 4 als Isolierpavillon.

Kinderklinik Glanzing : Schaffung eines Zubaues für einen

Personenaufzug und zwei Garderobezinner.

II . Universitäts - Frauenklinik : Adaptierungsarbeiten mit

einem Gesamtkostenerfordernis von 5,5 Millionen Schilling.

Der Betrag wird zur Hälfte vom Bund , zur Hälfte von der Stadt

getragen.
+ + +

Vierte Kanone in Kampf gegen Krebs

In Franz Josef - Spital wird ein Kobaltbunker gebaut . In

diesen wird eine sogenannte Kobaltkanone installiert , die zur

Bestrahlung von Tumoren dient , eine Behandlungsart , die sich

bei der Krebsbekämpfung besonders bewährt hat . Die ; Kosten

für diesen Bunker betragen knapp zwei Millionen Schilling.

Das dazugehörige Gerät wurde bereits bestellt . Es kostet drei

Millionen Schilling . Der Bunker soll noch heuer fertig werden.

Der Betrieb der Kobaltkanone im Franz Josef - Spital wird

voraussichtlich im Frühjahr 1968 aufgenommen.

Damit wird Wien über vier Kobaltkanonen verfügen . Derzeit

gibt es solche Anlagen in Allgemeinen Krankenhaus , in Kranken¬

haus Lainz und im Wilhelminenspital.
+ + +

Neue geotechnische Karte der Wiener Innenstadt

In Zusammenhang mit den U- Bahn - Plänen steht auch die Ab¬

sicht , die geologische Bundesanstalt mit der Erstellung einer

neuen geotechnischen Karte der Wiener Innenstadt zu betreuen.

Das Stadtbauamt wird aus seinen Archivbeständen dafür
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Baugrundprofile , Bodenproben und bodenmechanische Untersuchungs—

orgebnisse beistellen . Die Bundesanstalt selbst verfügt über

zahlreiche Bodenproben und geologisch —paläontologiscne LabOratoriums

Resultate , Der Umfang der Kartierungsarbeiten wird flachen - und

tiefermäßig auf die Erfordernisse des U- Bahn - Baus abgestimmt.

Die Stadt Kien wird für diese geologische Karte in den nächsten

zwei Jahren 190 . 000 Schilling aufwenden . Die geologische Bundes¬

anstalt hofft , zu Beginn des Jahres 1969 eine bereits gebrauchsfähige

Karten —Rohzeichnung zur Verfügung stellen zu können , auf der

dann die U- Bahn - Detailplanung aufbauen kann . Selbstverständlich

hat die geotechnisch - geologische Karte des Wiener Stadtkerns

auch hohen wissenschaftlichen Wert und wird auch veröffentlicht

werden . Mar denkt darüber hinaus an eine gemeinsam mit der Stadt

Wien herauszufeebende Baugrundkarte für ganz Wien.

+ + +

350 - Millionen - Wiener Stadtanleihe

Der Wiener Gemeinderat hat heute über einen Antrag zu

beraten , der die Aufnahme einer inland —Anleihe in Höhe von 350

Millionen Schilling und Weitergebe des Anleihe - Erlöses an die

Wiener Stadtwerke zur Finanzierung einer Reihe außerordentlicher

Investitionen der E—Werke , Gaswerke und Verkehrsbetriebe ver¬

sieht .
Das Bundesministerium , für Finanzen hat der Anleihe bereits

zugestimnt . Die Zeichnungsfrist wird vom 5 * bis einschließlich

9 , Juni 1967 dauern . Die Verzinsung wird wieder sechs Prozent

betragen , bei einem Emissionskurs von 96 Prozent . Als Laufzeit

sind Iß Jahre vorgesehen.

+ + +
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Investitionen der Wiener Stadtwerke

Zwei Geschäftsstücke , die heute dem Wiener Geneinderat ver¬

lieren , beschäftigen sich mit Investitionen der Stadtwerke . Für

die Errichtung einer 100/110 MW—Dampfanlage samt zugehörigen

elektrischen und sonstigen Einrichtungen im Blockkraftwerk VI sowie

für den Bau einer Pipeline von der ÖMV Schwechat in das Dampfkraft¬

werk Simmering und für Restzahlungen von Investitionen aus früheren

Jahren muß eine Erhöhung des Gelderfordernisses für das heurige

Jahr um 22 Millionen Schilling erfolgen.
Bei dem Geschäftsstück geht es um die Verlegung der Gas¬

regel — und Kompressorenstation im Kraftwerk Simmering , hier muß

ein Virement vorgenommen werden.

+ + +

Mittel für Wiener Verband des Bundesjugendringes

Den Wiener Landesverbänden der Mitgliedsorganisationen des

Österreichischen Bundesjugendringes sollen bis auf weiteres folgende

jährliche Subventionen gewährt werden : Alpenvereinsjugend

( 22 . 500 Schilling ) , Evangelisches Jugendwerk ( 45 . 000 s ) , Katholische

Jugend ( 172 . 500 S ) , Katholische Jungschar ( 150 . 000 S ) , Kolping-

Jugend ( 50 . 000 S ) , Mittelschüler - Kartellverband ( 30 . 000 S ) ,

Naturfreundejugend ( 22 . 500 S ) , Österreichische Gewerkschafts—

jugend ( 210 . 000 S ) , Österreichische Jugendbewegung - Junge Generation

in der ÖVP ( 165 . 000 S ) , Österreichischer Pfadfinderbund

£ 22 . 500 S ) , Österreichisches Jung rvolk ( 15 . 000 S ) , Pfadfinder

Österreichs ( 57 . 500 S ) , Sozialistische Jugend ( 330 . 000 S ) ,
Sozialistische Kinderbewegung - Kinderfreunde Wien ( 195 . 000 S ) ,
Verband Marianischer Studentenkongregation ( 7 . 500 S ) und Verband

Sozialistischer Mittelschüler ( 45 . 000 S ) .

+ + +
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Wien bekommt internationale Rollschuhbahn

Wien hat keine einzige Rollschuhbahn , die internationalen

Maßstäben entspricht . Nun soll eine solche Bahn im Prater an

der Ausstellungsstraße gebaut werden . Die Kosten betragen vier

Millionen Schilling.
Das neue Rollschuhzentrum in Wiener Prater wird über eine

30 mal 60 Meter große Bahn und ein Garderobeobjekt verfügen.

Die Bahn wird beleuchtet und damit auch ein Abendbetrieb möglich

sein . Die Bahn wi ^ d aus Spannbeton errichtet , der noch

geschliffen wird , sämtliche Rollschuhbewerbe , wie Schneilauf,

Kunstlauf und Rollhockey können dann dort durchfeeführt worden.

Bereits heuer im Sommer wird dieses neue Sportzentrum den Roll—

schuhläufern zur Verfügung stehen.

+ + +

Leistungen für die UNIDO

Im Hof des Pelder - Hauses , 1 , Ebendorferstraße 2 - das Ge¬

bäude wird von der Stadtverwaltung der UNIDO für Büro zwecke zur

Verfügung gestellt - soll nun auch eine Rezeption gebaut werden.

Die voraussichtlichen Kosten dafür sind eine halbe Million Schillin

Viel wichtiger noch ist aber die Herstellung einer aus¬

reichenden Telefonverbindung zwischen dem Pelder - Haus und den Grund

stück zwischen Lerchenfelder Straße und Museumstraße , wo eben¬

falls provisorische Büroräume für die UNIDO geschaffen werden.

Die UNIDO braucht für alle ihre Dienststellen eine gemeinsame

Telefonanlage . Dafür sind fünf Millionen Schilling erforderlich.

Die neue Anlage soll 700 Nebenstellen haben , jedoch so angelegt
sein , daß sie sich zu jeder Zeit um weitere 100 Nebenstellen

erweitern läßt . Außerdem ist eine P rnschreibanlage für Loch¬

streifenbetrieb montiert.

+

( Beachten Sie bitte außerdem die im Laufe des heutigen Tages

erscheinenden Sitzungsberichte ! )
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"Pfähltauten " in Favoriten?

19 . Mai ( PK ) Wenn die gegenwärtig laufenden Versuche Be¬

friedigend ausfallen , wird ein Teil der großen Wohnhausanlage

östlich der Per Alhin Hansson - Siedlung in Favoriten als Pfahlbauten

ausgeführt ; freilich handelt es sich nicht um Pfahlbauten in

üblichen Sinn , sondern un Pfahlfundierungen , die in diesen Gebiet

wegen des ungünstigen Terrains für die höheren Baublocke not-

wendig werden.
Die Montage ! ) aufahrik Süd soll in diesem Teil von Favoriten

insgesamt 4,300 Wohnungen errichten davon 1 . 100 Wohnungen in

ersten Bauteil . Dieser Bauteil wiederum umfaßt auch neun - ois

zwölfstockhohe Baublocks für die eine geeignete und wirtschaftlich

vertretbare Pundierungsnethode gefunden werden muß . der Baugrund

besteht nämlich aus lehmigen und tonigen Böden , wird erst in

sieben Meter Tiefe fester und erst ab zwölf bis 15 Meter wirklich

stabil.
In Zusammenarbeit mit der städtischen Prüf - und Versuchs¬

anstalt unternimmt daher gegenwärtig die Magistratsabtcilung 29,

Brücken - und Wasserbau , Untersuchungen , um das beste und wirt¬

schaftlichste Fundierungssysten für diese Hochbauten zu finden.

Derzeit läuft eine Versuchsreihe , bei der Bohrpfähle ausprobiert

und einer Belastung von mehr als 120 Tonnen ausgesetzt werden.

Diese Belastung soll später noch bis 240 Tonnen gesteigert werden.

Falls die Versuchsreihe positive Ergebnisse liefert , werden

also in diesem Gebiet von Favoriten "Pfahlbauten " entstehen;

falls nicht , wird man andere .•FundierungsSysteme anwenden.
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Fes twochen - Ausstellung " Slowenische Jrraphik^

19 . Mai ( RK ) Das Kulturamt der dtadt ' ien veranstalte,

gemeinsam mit der Modernen Galerie in Ljubljana vom 24 . Mal

bis 23 . Juni eine Festwochen - Ausstellung mit merken sloweni-

scher Graphiker . Die Exposition wird am Lit twoeh , d em

? 4 . Mai , um 11 . 30 Uhr im Ausstellungsraum 8 , Friedrich

Schmidt - Platz 5 , durch Kulturstadträtin Gertrude Sandne r

eröffnet . Sie ist dann bis 23 . Juni jeweils Montag 01 s

Freitag von 10 bis 18 Uhr bei freiem Eintritt zu sehen.

; e Redaktion!

q -i p qi nrj herzlich ein ^celaden , zur Eröffnung der Fest

wochen - Ausstellung « Slowenische Graphik " Berichterstatter und

Fotoreporter zu entsenden.

Beflaggung städtischer G-ebäude zur restwochen ^ rölfnung

19 . Mai ( RK ) Anläßlich der morgigen Eröffnung der Wiener

Festwochen werden die städtischen Gebäude ab heute Freitag

abend bis Montag , den 22 . Mai in der Früh beflaggt sein.
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Sitzung des Wiener Landtages

19 . Mai ( RK ) Unter den Vorsitz von Präsident Dr . Stemmer

trat heute der Wiener Landtag zu einer Sitzung zusammen . u
Es

lag eine Anfrage der » SPÖ an den Landeshauptmann , betreffend die

Stellungnahme des Amtes der Wiener Bundesregierung zu den

Wohnungsgesetzen vor . Dazu wurde die Verlesung und Besprechung

verlangt . Die Behandlung erfolgt vor Schluß der Sitzung.
Präsident Dr . Stemmer teilte mit , daß mbg . Kosteiecky ( SPO)

durch seine Wahl in den Nationalrat aus dem Wiener Ba ndtag aus¬

geschieden ist . In der anschließenden Sitzung des Gemeinde-
rates wird der Nachfolger angelobt werden.

Für den aus Gesundheitsgründen zur ^ ckgetretenen Wiener
Bundesrat , Hofrat Dr . Koubek , wurde von der SPO als Nach¬

folger Polizeigruppeninspektor Josef Seidl vorgeschlagen und
vom Wiener Bandtag gewählt . Auch die Reihung der von Wien
entsendeten Mitglieder des Bundesratos wurde genehmigt ; Landes¬

hauptmann Bruno Marek , Dr . Fritz Sckert , Alfred Borges , Rudoliine
Muhr , Ing . Rudolf Harramach , Hella Ranzlik , Otto Schweda , Albert
Römer , Franz Bednar , DDr . Kurt Neuner , Hans Bock , Josef Seidl.

Wiener Bandarbeitsordnungsnove l le 1967

Stadtrat Dkfm . Dr . Prutsche r referiert sodann über die
Wiener i»an d ar beitsordnungsnovelle 1967 , mit der die bestehende

Landarbeitsordnung geändert und ergänzt werden soll . Mit dem
vorliegenden Ausfuhrungsgesetz wird die Bandarbeitsordnung
hinsichtlich der das Lehrlingswesen auf dem Gebiete der Land-
und Forstwirtschaft betreffenden Bestimmungen entsprechend
aer vom Bund erlassenen Grundsatzgesetznovelle geändert . Die
Änderung steht in engem Zusammenhang mit der als nächsten Punkt
oohandelten Novelle zur Wiener Land - und forstwirtschaftlichen
BerufsausbiIdungsOrdnung und bedeutet eine Anpassung an die
im Bewerbe geltenden Forschriften . Die einzelnen Bestimmungen
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hefassen sich mit der Ausbildung von Lehrlingen , mit der

Ausstattung für eine Lehre geeigneter Betriebe , Lehrzeit , Lehr™

vertrag , Lehrlingsentschädigung und anderes.

Abgc Seeböck ( SPG ) begrüßt die moderne und zeitgerechte

Lösung durch die mehr qualifizierte Arbeitskräfte herange¬
bildet werden . Der Redner erhebt die Frage , warum der Bund

als Grundsatzgesetzgeber die Erlassung eines Maßarbeitsge-
setzes und getrennt davon eines Land - und forstwirtschaftlichen

Berufsausbildungsgesetzes als erforderlich erachtet hat und

dadurch eine nicht zu vertretende Trennung herbeigeführt hat.

Begrüßenswert ist , daß die in einem anderen Land gemachte

Berufsausbildung anerkannt wird und daß eine zweistufige Aus¬

bildung vorgesehen ist , wobei in der letzten Stufe die Berufs¬

bezeichnung " Meister " erreicht werden kann . Eine unbillige
Härte sei es , daß zur Erlangung der Berufsbezeichnung " Forst¬
facharbeiter ” eine Ergänzungsprüfung abzulegen ist.

Abschließend stellt der Redner fest , daß der vorliegende
Entwurf einen wesentlichen Schritt im Hinblick auf die

Erreichung einer ordnungsgemäßen Lehrlings - und Berufsaus¬

bildung darstellt und geeignet ist , dar Land - und Forstwirt¬
schaft die erforderlichen qualifizierten Arbeitskräfte zur Ver¬

fügung zu stellen.

Stadtrat Dr . Brutscher stellt fest , daß der Landtag nicht
der Ort sei , um über die Grundsatzgesetzgebung und was durch
sie noch hätte erreicht werden können,zu diskutieren . Nach
dem Gesetz ist die Fachausbildung in einzelnen Sparten in
gründlichem AusmaiS möglich . Die Konkurrenzfähigkeit auch
unserer Landwirtschaft in Österreich,wie auch international ,
v.-ird nur dann möglich sein , wenn eine besonders zweck¬
mäßige und gute Ausbildung möglich ist . Dem soll das vor¬
liegende Gesetz dienen . Die Möglichkeit , die ganze mehrzeit
m elterlichen Betrieb absolvieren zu können , zeigt deutlich,
daß die Betriebe fast keine anderen L •■hriinge bekommen.

Bei der Abstimmung wurde die Vorlage eljiFqti gTimig angenommen .’

. A
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•Änderung der Wiener fand - und forstwirtschaft lichen

Beruf sausbildungsordrrung

tfoer die Novellierung der Wiener land - und forstwirtschaft¬

lichen Berufsausbildungsordnung referiert gleichfalls Stadt-

rat Dr . Prutscher . Br stellt fest , daß die Abänderung und Er¬

gänzung der bisher geltenden Grundsatzbestimmungen dem Bunde s-

cesetz von 14 . Juli 1965 Rechnung tragen soll.

Dio bisherigen Erfahrungen bei der Vollziehung dieser

Gesetzesnaterie haben einige Nachteile uer derzeit ; , ^ 1ton . „n

Regelung erkennen lassen . Ss wurden daher insbesondere die

Ausbildungszeiten in allen Zv/eigen der land - und forstwirt¬

schaftlichen Berufsausbildung einheitlich geregelt und m wesent¬

lichen Belangen der Berufsausbildung in Gewerbe angeglichen , uw¬

eine Gleichwertigkeit der land - und forstwirtschaftlichen Be¬

rufe mit jenen auf dem gewerblichen Sektor herbeizuführen.

Vor Erstellung der Vorlage wurden Landerbesprechungen ab¬

gehalten , um in der grundsätzlichen Gesetzgebung eine einheit¬

liche Vorgangsweise zu schaffen . Hit allen zuständigen Stellen

wurden gleichfalls Gespräche geführt.

Abg . Jedletzberger ( ÖVP ) bezeichnet as als bekannte Tat¬

sache , daß die gesamte
’ hener Landwirtschaft maßgeblichen

Anteil an der Versorgung Wiens hat . Allein der Wiener Garoenbau

erzeugt 60 Prozent des Bedarfes an Frischgemuse , kur durch ziel-

bewußte Rationalisierungs - und Technisierungsmaßnahmen ist es

len landwirtschaftlichen Betrieben gelungen , ci nc - ^ ro .iti c e

Produktionskraft und Leistungsfähigkeit zu erreichen . Wo wie

die gesamte österreichische Landwirtschaft hat sich auch die

Wiener Landwirtschaft in den letzten 15 bis 20 Jahren von der

arbeitsintensiven zur kapitalintensiven Betrietsform umgestellt.

Dieser Strukturwandel stellt natürlich hohe Anf o± - erun ^ en o .n

die landwirtschaftlichen Betriebe . Per Landwirt muß m der '

heutigen Zeit ein Bodenkundler sein , ein Botaniker , Chemiker,

Naturwissenschaftler , um erfolgreich arbeiten zu können . Nicht
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zuletzt muß er auch ein Techniker sein , um die nötigen techni¬

schen Geräte warten und bedienen zu können . Er wird daher in

unserer Gesellschaft nur dann bestehen können , wenn er eine

vielseitige und gründliche Ausbildung erfahren kann.
Ziel der Landwirtschaft i ^ b es , daß Jeder Betriebsübernehmer

geprüfter Meister seines Faches ist . Dadurch könnte die Unter¬

bewertung des landwirtschaftlichen Berufes im öffentlichen Bewußt¬

sein endgültig abgebaut werden . In nächster Zeit wird sich euch

der Nationalrat mit Gesetzesentwürfen für die Landwirtschaft aus¬
einanderzusetzen haben . Der Wiener Landbag sollte schon Jetzt
die dadurch notwendig werdenden Ausführungsgesetze vorbereiten.

Notwendig sei ferner eine Klarstellung des Flächenwidmungs¬

planes , die Schaffung landwirtschaftlicher Schutzgebiete , die

Gewährung langjähriger Pachtverträge und die Errichtung von

Agrarbehörden . Die Wiener Landwirtschaft habe auf Grund ihrer

Leistungen das Recht auf Sicherung ihrer Existenzgrundlage,
Stadtrat Dr . Prutscher sprach in seinem Schlußwort die

Hoffnung aus , daß sich der Wiener Landtag mit den von Gemeinderat

Jedletzberger angeschnittenen Fragen in Zukunft ebenfalls werde

beschäftigen können.
Die Vorlage über die Abänderung der Wiener land - und forst¬

wirtschaftlichen Berufsausbildurgsordnung wurde sodann in erster und

zweiter Lesung einstimmig angenommen .

Änderung des Wiener Kr ankonanstaltenges . tzes

Stadtrat Dr . Gleck ( OVP ) referiert sodann eine Gesetzes¬

vorlage , betreffend die Änderung des Wiener Krankenanstalten¬
gesetzes . Die Änderung bezieht sich auf die nunmehr wegfallende
Benachteiligung der Geisteskranken gegenüber den körperlich
Kranken auf Grund einer Bestimmung des ASVG, die vom Verfassungs-
Gerichtshof aufgehoben wurde . In diesem Zusammenhang ist es er¬
forderlich , die Bestimmungen des Wiener Krankenanstaltengesetzes
der neuen Rechtslage anzupassen.

Durch diese Gcsetzesänderun ; wird eine Jahrzehntelange Dis¬

kriminierung der geistig Kranken beseitigt.
/
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Für die psychisch Erkrankten wurde nämlich auf Grund des ASVG

nur die Hälfte der Vorpflegskosten durch die Krankenkasse getra¬

gen . Die andere Hälfte raunten der Kranke bzw . dessen Angehörige
selbst bezahlen . Den Krankenanstalten - Trägern stand ein

Regreßrecht für die Hälfte der Spitalskosten gegenüber den

Kranken und den Angehörigen zu . Diese Bestimmung wird nun auf¬

gehoben und damit die gleiche Rechtsstellung aller Kranken ver¬
ankert .

Abg . Dr. Hirnschall ( FPÖ ) sagte , seine Fraktion habe diese

Änderung des Krankenanstaltengesetzes wiederholt gefordert und

1966 einen diesbezüglichen Antrag eingebracht , der damals je¬
doch abgelehnt wurde . Einen Monat später habe der Verfassungs¬
gerichtshof jenen Artikel des ASVG aufgehoben , auf dem die

Diskriminierung des Geisteskranken beruhte . Leider sei der

Verfassungsgerichtshof nicht von Wien , sondern vom Land Ober¬
österreich angerufen worden . Wien habe die halben Verpflegs-
kosten auch bis zum vergangenen Jahr von den Kranken oder deren

Angehörigen kassiert . Erst 1966 habe der Gemeinderatsausschuß V
beschlossen , diese Kosten bis zur ‘ Klärung der Rechtslage zu
stunden . Die Betroffenen aber wissen bis heute nicht , ob sie
zahlen müssen oder nicht . Daher frage er , ob diese gestundeten
Vorpflegskostenbeiträge abgeschrieben werden oder noch bezahlt
werden müssen . Die FPO werde der Vorlage zustimmen.

Abg . Lehner ( OVP ) gab seiner Befriedigung Ausdruck , daß der
fatale Zustand der Diskriminierung der Geisteskranken endlich
beendet werde . Das hat dazu geführt , daß viele aus Angst vor
den Kosten nicht entsprechend behandelt wurden . Die Beurteilung
des Geisteskranken durch die Gesellschaft hat sich erfreulicher¬
weise gewandelt . Auch die Bhandlungsmöglichkeiten sind besser
geworden . Ein beachtlicher Prozentsatz psychisch Kranker kann
heute geheilt werden . Übrigens stamme die heute beseitigte Be¬
stimmung aus dem Jahr 1942 , als man für die Geisteskranken
nichts übrig hatte.
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Die Kosten der psychiatrischen Behandlung sind nicht gering

und werden mit dem Fortschritt dir Medizin weiter steigen . Aber

hier darf nicht gespart werden . Oft wurden Kranke wegen der

Kosten gegen Revers aus der Anstalt herausgenommen und dann kam

es zu einem Unglück . Daher ist nie Neuregelung sehr zu begrüßen,

die allen Kranken die gleichen Startbedingungen für die Heilung

einräumt.

Abg . Dr . Bohrnann ( SPÖ ) begrüßt ebenfalls die Novellierung,

die er als einen Akt notwendiger Rechtsbereinigung bezeichnet.

Er verweist jedoch auf die Vorgeschichten Seinerzeit war an einen

Lastenausgleich zwischen Fürsorgeverband und Krankenversicherungs¬

träger gedacht.
Stadtrat Dr . Glück dankt im Schlußwort für die Debattenbei¬

träge . Venn es auch lange gedau rt hat , so müssen wir doch froh

sein , daß die Änderung jetzt in Kraft tritt.

Bei der Abstimmung wird die Vorlage in erster und zweiter

Lesung einstimmig angenommen .

De batte über die lohnungsgesetze
Damit ist die Tagesordnung ■ rl . digt . Der Wiener Landtag behandelt

nun die dringliche Anfrage der SPÖ zu den Y/ohnungsgesetzen . Der

Wortlaut der Anfrage ist 2
?, Der Bundesminister für Bauten und Technik hat vor einiger

Zeit den Entwurf eines Y/ohnbaufÖrderungsgesetzes 1968 zur

Stellungnahme versendet 5 zum gleichen Zeitpunkt hat der Bundes¬

minister für Justiz den Entwurf eines Mietrechtsänderungsgesetzes
dem Begutachtungsverfehren unterworfen . Beide Entwürfe sollen

nsch ihrer Gesetzwerdung , die dem Vernehmen nach noch vor den Somner-

ferien des Nationalrates erfolgen soll , zur sogenannten ” G-roßen

Wohnbaureform ” führen.

Soweit den Anfragestellern bekannt geworden ist , haben nahezu
olle zur Stellungnahme eingeladenen Stellen die Entwürfe entweder

überhaupt als untaugliches Instrument zur Lösung des Wohnungs¬
problems bezeichnet oder zumindest einer scharfen Kritik unter¬

zogen . Die beabsichtigten gesetzlichen Maßnahmen werden auch , wie
aus zahlreichen Protestversammlun •;en bekannt ist , von der über-
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wiegenden Mehrheit der Wiener Bevölkerung aogelannt . Di - se - 6b

lehnung stützt sich hinsichtlich dos 'Vohnbauförderungsgssetzes

1968 vor allem auf die offenkundig geplante Benachteiligung Wiens

hei der Zuteilung der Wohnbauförderungsmitte ' - , auf die zu

erwartende empfindliche finanzielle Mehrbelastung der Wohnungs¬

suchenden , auf die unvertretbare Benachteiligung der kommunalen

und genossenschaftlichen Bautätigkeit sowie auf die im Gesetzent¬

wurf vorgesehene Möglichkeit , mit öffentlichen Mitteln Miethäuser

zu errichten.
Hinsichtlich des Entwurfes eines Mietrechtsänderungsgeseuzes

wird unter anderem die darin angestrebte Durchlöcherung des Kündi¬

gungsschutzes , die geplante Möglichkeit einer ±reien Zinsrer ^ in

barung für freiwerdende Wohnungen , die generelle Zinserhöhung

durch Neuberechnung der Verwaltungskosten sowie die Verdrei¬

fachung des HauptAietzinses für Geschäftslokale als untragbar

angesehen.
Die unterfertigten Abgeordneten sind der Meinung , daß die

außerordentliche Bedeutung dieser beiden Entwürfe für die Wiener

Bevölkerung es erforderlich macht , den Landtag über den wesent¬

lichen Inhalt der Stellungnahme des Amtes der Wiener Landes¬

regierung zu informieren . Sie stellen daher an den Herrn Landes

hauptmann folgende Anfrage s Ist der Herr Landeshauptmann bereit,

den Landtag über den wesentlichen Inhalt der Stellungnahme des

Amtes der Wiener Landesregierung zu den Entwürfen eines Wohn¬

bauförderungsgesetzes 1968 und eines Mietrechtsänderungsgesetzes

zu informieren ? ®’

In der Besprechung ergreift zunächst Abg . j^ in^ ij s ch ( SPG)

das Wort und verweist auf die Helgen der neuen Gesetze ; Generelle

Erhöhung aller Mietzinse durch den Verwaltungskostenbeitrag und

die Pflichtversicherungen . - Die Mieten der Kleinwohnungen werden

um 50 Prozent höher sein . - Erhöhung der Mieten für Geschäftsräume

auf das Dreifache , wodurch viele Geschäftsleute in ihrer Existenz

bedroht sind . - Zulassung der freien Mietzinsvereinbarung für

alle Neuvermietungen . - Doppelte Belastung der Mieter durch die

Erweiterung der Möglichkeiten des Paragraph 7 « - Beseitigung des

Mietstoppgesetzes . - Verschlechterung des Kündigungsschutzes . -

Spekulative Ankäufe von reparaturbedürftigen Althäusern . - Keine

Untervermietung ohne Zustimmung des Hauseigentümers.
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St ol 1'

f -K‘ v ' SC) Wk— LO — - - - - 7

Arbeitnehmer verursachen würde , was zweifellos auch Auswirkungen

auf dem Lohnsektor hätte . Eine Besserung der Situation auf dem

recht erhaltung der bestehenden Mi etzinshi1düng den Ablöse¬

wucher durch Straf Sanktionen begegnet werden müßte.
t andpunktDie Sozialisten stehen nicht unbedingt auf dem

daß die bestehenden Mieterschutzbestimmungen - sie sind 43 oder

genauer 50 Jahre alt und gehen auf eine kaiserliche Verordnung

zurück - ein unabänderliches Dogma darstellen . Denn in diesen

50 Jahren sind viele Veränderungen eingetreten , die eine Modernd

siorung des Gesetzes notwendig erscheinen lassen.

Die SPÖ schlägt daher vor:

Sc haffung eines Reparaturausgleichsfonds als Hilfe für die am

stärksten von § 7 ~ Erhöhunu ; en betroffenen Mieter . Bereits 1954

rund zwei Milliarden Schilling für diese Zwecke von Gemoinderat

zur Verfügung gestellt wurden.

Zustimmung zum Wohn ungstau sch.

Maßnahmen zu r Verhinderung d e s Leerstehens von Wohnungen.

Derzeit stehen in Wien , nach vorsichtigen Schätzungen , etwa pO . OOO

bis 35 . 000 Wohnungen leer , während 20 . 000 bis 25 * 000 Vormerkungen

beim Magistrat vorliegen.
Wirksamere Maßnahmen gegen d en „ blösewucher ,

Schaffung eines echten Untermieterschutzes und Ermöglichung,

daß der Untermieter den Mietzins amtlich überprüfen und neu fest¬

setzen lassen kann.

Sicherung der erha 1 tungswüro . i aen Wohn u ngen in Al t haus . rn .

Verhinderung rkr Zweckentfremdung von Wohnungen•

/ .
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Mehr Mittel für den * ohnungsloau , damit Gie v,Wohnungsnot

in r ien in absehbarer Zeit beseitigt werden kann.

Da keiner dieser Vorschläge in dem vorliegenden Miefcrechts-

ändorungsentwurf enthalten ist , lehnen die Sozialisten diesen

Entwurf ab.

Abg . Ka rger ( KLS ) stellt fest , daß er schon bei der leuzten

Sitzung des Gemeinderates auf die notwendige Verhinderung dieses

für Wien so bedeutsamen Gesetzes hingewiesen hat . hie Gesetz-

werdüng dieser Mietrechtsreform würde auf die Wiener Wirtschaft

und die arbeitende Bevölkerung verheerende Auswirkungen haben,

soll doch Wien bei der Aufteilung der Wohnbauförderungsmittel

benachteiligt werd . cn . Wien ha . t auf dem / ohnungssektor den

größten Nachholbedarf und durch den großen Altliausuestand die

schlechtesten Wohnverhältnisse . Würde das / ohnbauförderungs-

gosetz wie vorgeschlaf en beschlossen , würde das bedeuten , daß

der Wohnungsbau wesentlich eingeschränkt werden müßte . Die

Wohnungsnot , vor allem die qualitative , würde also verewigt

werden , Wie kein anderes Bundesland wäre "/len iu.it der großen

Konzentration von Althäusern auch vom Mie er . ch bsancierungsgeoe uz

betroffen . Dem Mietzinswucher würde damit neuer Auftrieb ge¬

geben werden . Die Bewohner der Althäuser mußten nichu nur An ^ ot

vor der drohenden Kündigung haben , sondern auch vor der Ver¬

doppelung oder Verdreifachung der Mieten.

Der Abgeordnete stellt fest , daß die Beseitigung des

Mieterschutzes schon immer der Wunschtraum der Bürgerlichen v/sr.

Poch selbst in der frühesten Periode haben es weder Schuschnigg,

noch Hitler gewagt , diesen " revolutionären Schutz *' zu beseitigen

Nun nach einem Jahr ÖVP— Alleinregierung glaubt die Regierung

Klaus die Zeit dafür gekommen , einen entscheidenden Schlag zu

führen . Bereits am 30 - Mai soll die Regierung diese '/erlagt be¬

schließen und kurz darnach soll die ins Parlament kommen . Es

erscheint daher notwendig , die Bevölkerung über diese Absicht

zu informieren , die im krassen Gegensatz zu den ÖVP- Vahlver-
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sprechungen steht und die bodenlose Demagogie der ÖVP zeigt.

Kein einziges den ' ählern gegebenes Versprechen hat die ÖVP

gehalten , üit Ausnahme des V rsprechens an die Hausbesitzer.

Die ÖVP wird sich entscheiden müssen , ob sie für Vien und die

Viener ist oder für die Regierungsvorlage und die Hausbesitzer.

Der Redner verlas sodann einen Beschluß — ( Resolutions — )

Antrag zur dringlichen Anfrage der Abgeordneten Windisch,

Schreiner , Maria Hlawka und genossen , in dem zum Ausdruck ge¬
bracht wird , daß die vorliegenden Entwürfe des Mietrechts¬

änderungsgesetzes und des Vohnbauförderungsgesetzes 1968 in

Widerspruch zu den Interessen der Stadt Vien und den Interessen

der Mieter und Wohnungssuchenden stehen . Der Wiener Landtag

sollte daher alle Abgeordneten zum National - und Bundesrat

auffordern , diese Gesotz « entwürfe abzulehnen und seine An¬

sicht kundtun , daß bei der Behandlung der borden Entwürfe der

Klubzwang im Naticnalrat aufgehoben wird.

Als eine Chance , die Gosetzwerdung der beiden Vorlagen
zu verhindern , bezeichnete der Redner auch außerparlamentarische

Kampfmittel . Er forderte den Bau einer größeren Zahl von

Löhnungen zu erschwinglichen Mietzinsen , die Sanierung des

Althausbestandes sowie die Aufrechterhaltung und Sicherung
des Mieterschutzes.

Abg . Schreiner ( SPÖ ) stellte fest , daß die unter dem bom¬

bastischen Titel ” Große Vohnungsreform ” vergsiegten Entwürfe

eines Mietrechtsänderungsgesetzes und eines Vohnbauförderungs¬

gesetzes ernste Sorgen und zahlreiche sachliche Kritiken her-

vorgerufen haben . Die vorgesehenen Bestimmungen würden zehn¬

tausenden Wienern , die in Zinskasernon der Gründerzeit leben

müssen und vielen alten dienern in Dienstwohnungen die Hoffnung
auf einen zeitgemäßen Jchnraum rauben.

Diederzeitige ZinsstopbeStimmung entzieht bewußt die

dohnung der freien Marktwirtschaft und kann nur durch eine

forcierte Vohnbautätigkeit wirksam ergänzt werden.

/
/ •
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Der Redner unterstrich sodann die Bedeutung des genossen

schaftliehen Wohnbaues ? Von 1945 bis Ende 1964 wurden in Öster¬

reich 308 » 143 aus öffentlichen Mitteln geförderte Wohnungen

errichtet , davon 108 . 082 in Wien . Mehr als die Hälfte dieser m Wien .

gebauten Wohnungen wurden durch Genossenschaften geschaffen . Dies

zei gt die gewaltige . Bedeutung des gemeinnützigen Wohnungsbaus , Man

sollte daher auf die Stimmen der Bauvereinigungen besonders hören,

die sich vielfach mit den hier vertretenen Meinungen decken.

Kritisiert werden vor allem die verschiedenartigen Bedingungen

bei den einzelnen Fonds , die Schwierigkeiten bei der Grundstuck¬

beschaffung und die steigenden Baukosten . Die ■ Große vVohnungs-

reform' 1 aber verhindert , ja diskriminiert die diesbezüglichen

Bemühungen der Baugenos s ens chäften.

Es würde auch keine brauchbare Losung darstellen , allein

den Ländern den Ausgleich zwischen der zumutbaren Belastung

der Wohnungswerber und den tatsächlichen Gestehungskosten zu über¬

lassen » Dadurch würde sich der Gesetzgeber seiner Pilicht ent¬

ziehen.

Kritik ist auch an der geplanten Ausdehnung der Förderungsmög - ,

lichkeiten auf Privatpersonen zu üben . Haben die Erfahrungen mit

dem spekulativen Wohnbau beim Wiedsraufbaufonds den verantwortlichen

Stellen nicht genügt ? Wenn jetzt auch Privatpersonen öffentliche

Mittel zum Mietwohnungsbau ansprechen können , so bedeutet dies,

daß aus der Mottenkiste der Vergangenheit die " gute , alte Haus-

herrenzeit ” wieder hervorgeholt werde . Die Verantwortlichen

streben offenbar bewußt in die Vergangenheit zurück . Der Entwirf

ist also ein bewußter Versuch , dem prävitorientierten Wohnbau eine

Renaissance zu ermöglichen»
Das Wohnungsangebot würde geringer werden . Wo aber bliebe dann

der freie Markt ? Wo soll für die gewaltige Nachfrage d «. s ent¬

sprechende Angebot herkommen ? Übrig bleiben wird ein für den Durch-

schnittsverdiener uninteressantes , ja provokantes Angebot von Luxus¬

wohnungen , die zu spekulativen Zwecken gebaut wurden , und zwar unter

Verwendung öffentlicher Mittel.

Abg . Dr . Macher ( ÖVP ) gab seiner Verwunderung darüber Ausdruck , daß

an 19 . Mai eine dringliche Anfrage über einen Gesetzesentwurf einge—

bracht werde , für den die Begutachtungsirist schon am 5 - Mai abge—

laufen ist . Im Landtag ein Bundesgesetz zu besprechen , kann nicht ziel-
"ehrend sein . ( Heftige Zwischenrufe » )
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Die einzige Gelegenheit , die Meinung des Landtages zu Gehör

zu bringen , war das Begutachtungsverfahren , das von 24 * März

bis 5 . Mai gelaufen ist . In dieser Zeit hätte der Landtag

mehrfach Gelegenheit zu Stellungnahmen gehabt , die jedoch ver¬

säumt wurden . ( Zwischenrufe . ) Jetzt die Debatte zu eröffnen,

könne nur das Ziel verfolgen , zu polemisieren , ( GR * findisca,

SPÖs Mit rhetorischen Floskeln werden sie das Wohnungsproblem

nicht lösen . ) Dr . Macher fährt fort , er habe auch den Eindruck,

daß man nicht ungern den 5 . Mai verstreichen ließ , sonst wären

nämlich vielleicht Forderungen aufgestellt worden , die bereits

präjud . iziert wurden . Die Geschäftsraummieten der EKA' ZENT zum

Beispiel stimmen auffallend mit der bundesgusetzlichen Regelung

überein . Auch beim Paragraph 7 bestehen bei den Stiftungshäusern

der Gemeinde Wien Ähnlichkeiten.
Vielleicht ginge es darum , Informationen zu gewinnen . Aber

über die Problematik ist die Öffentlichkeit in zahlreichen

Publikationen bereits informiert . Vas bleibt also dringend,

fragt der Redner abschließend ? Vas dringend ist , wirkt sensatio¬

nell . Es fragt sich allerdings , ob damit ein sachlicher Beitrag

zum Aufbau von Wohnungen geleistet wird . Dr . Macher bedauert

dann , daß das Begutachtungsverfahren unter Ausschluß der CVP-

Praktion abgelaufen ist . VBg-m . Dr . Drimmel hat an VBgm . Slavik

Vorschläge für gemeinsame Beratungen herangetragen . Diese An¬

regungen seien jedoch ungehert geblieben.
Dr . Macher stellt dann folgenden Antrags ” Der Landeshaupt¬

mann von Wien wird vom Wiener Landtag ersucht , an das Bundes-

Ministerium für Justiz im Namen Wiens das Verlangen zu richten,
einen Gesetzentwurf auszuarbeiten , wonach die Mietengesetz¬

gebung verfassungsgemäß in die Kompetenz der Bundesländer

übertragen werden soll . ” Der Antrag ist von allen OVP— Stadt—

raten unterzeichnet.
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Abg . Dr . Schmidt ( PPG ) spricht sich gegen beide Gesetze

aus und "wirft vor allem die Frage auf , welcher Personenkreis
in den Genuß der '

Wohnbauförderung kommen soll.
Als völlig untragbar erscheint es dem Redner , daß man auf

der einen Seite dem , der für sich aas eigener Kraft Wohnraum
schaffen will , das Leben erschwert . Er bekommt nur 60 Prozent
an Darlehen , muß 10 Prozent an Eigenmitteln aufbringen und

30 Prozent - ganz gleich wie sich das Verhältnis von Darlehen
zu Eigenmitteln verhält - auf dem Kapitalmarkt aufnehmen . Auf
der anderen Seite aber erfährt derjenige , der mit Wohnungen
Geschäfte macht , 60 Prozent öffentlich gering -verzinsliches
Darlehen bekommt , eine durch nichts zu begründende Bevorzugung.
Schon aus diesem einzigen Grund müßte man zur Ablehnung dieses
Gesetzentwurfes kommen.

Dem Entwurf eines Plotreehtsändcrungsgasetzes könne die
FPÖ beipflichten , soweit das Amt der Wiener Landesregierung
eine generelle Mietzinsorhöhung ablehnt . Wenn man jedoch liest,
es handle sich um eine generelle Mietzinserhöhung für Geschäfts-
lokale , komme man zur Ansicht , daß dem Entwurf der klassen-
kämpfarische Gedanke zugrunde lag : Die Geschäftsleute ver¬
dienen ohnehin mehr als die Mieter , denen kann man die Erhöhung
schon zumuten . Ob sich einige Bestimmungen dos Mietrechtsänderun
Gesetzes vielleicht günstig auswirken könnten , könne man nicht
ohne weiteres bejahen oder verneinen . Die sogenannte kleine

Wohnungsreform , dio im Jänner bezüglich der Eigentumswohnungen
beschlossen wurde , hat dazu geführt , daß plötzlich mehr solche

Wohnungen angeboten wurden.
Zum Kündigungsschutz : Nach Ansicht des Redners geht die

Rechtssprechung derzeit in Kündigungssachen weit über die be¬
stehende Gesetzgebung hinaus . Auf der anderen Seite muß na¬
türlich irgendein Versuch gemacht werden , um den Schutz der
Untermieter gegen wucherische Mietzinse zu ermöglichen.

/
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Letzten Endes lehne die FPÖ den Gesetzesentwurl ah ? weil

jeglicher Lu spie ich von Härten durch ein neues put nurclin r.cnoes Mieten-

behillenspsteu fehlt . Ein derartiges Miete -nbeihilfengesetz,

mit den ein sozialer Aus : leich geschaffen

werden müßte , müßte natürlich gleichzeitig beschlossen werden.

Die ÖVP will aber anscheinend die Gesetze möglichst rasch

durchbringen , damit sie bei den kommenden Rahlen bereits wieder

in Vergessenheit geraten sind.

Abg . Lauscher ( KLS ) sagt , aus den ÖVP- Reden habe man heraus¬

gehört , wie groß die Zerrissenheit der Volkspartei in diesem

Fragenkomplex ist.

Vom Standpunkt der Wohnungssuchenden sei die Lösung mehr

oder weniger vorgezeichnet § sozial gerecht und o. emokratiscxi.

Es sei kein "‘Zufall , daß sich allein die Kommunisten darauf be¬

schränkt haben , sich mit dem Gesetzentwurf Kritisch auseinander—

zu setzen und ein geeignet erscheinendes Konzept vorzulegen . Der

Sprecher der Volkspartei hat leider die Gelegenheit nicht v/ahr-

genommen , um über diesen Vorschlag zu sprocncn . ns sei auch

kein Zufall , daß der ÖVP - Sprecher zu den beiden Gesetzen nichts

gesagt hat , steht der Entwurf der Mietrechtsgesetze doch in

krassem Gegensatz zu den ÖVP— VahlversprOchurgo -n . Außerdem

käme die Wiener Volkspartei , würde sie sich tatsächlich ent¬

schließen , die Interessen Wiens und der Vierer Bevölkerung zu

vertreten , in Widerspruch zur Haltung der Bundesregierung . Die

Mietengesetzgebung in neun Länderkompetenzen zu übertragen , sei

gleichfalls keine Lösung des Problems.

Die Arbeiterschaft und alle , die am Mieterschutz interes¬

siert sind , müssen den Kampf für eine einheitliche Regelung der

Mietenmesetze führen . Außerdem löst der Gesetzcoentwurf keines¬

wegs das Wohnungspr oh lern , da . durch ihn nienx mehr Wohnraum ge¬

kaut werden kann . Wer nach der Beschlußfassung einer wolchen

Vorlage im Parlament noch für die ÖVP stimmen sollte , der

würde sich mit Schande h . decken . Der Redner logt Vahlmaterial
der Vclkspartei vor und stellt fest , daß es sich in einem unge¬
heuren Gegensatz zu den nunmehrigen Handlungen befindet . Die
ÖVp hat den Wahlsieg mit Versprechungen errun er , die sie nun
nicht einhält . ,

• / •
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Me KLS bejahen die Frage , ob nan den Mieterschutz mit Erfolg

verteidigen könne . In der ÖVP will eine Minderheit etwas durch¬

drücken , was gegen die Interessen der Bevölkerungsnehrheit sei.

Daher werde eine freie Abstimmung im Parlament verlangt . Der

Redner nimmt sodann Bezug auf eine Aktion des Mieterschutzverbandes,

bei der Protestschreiben an Vizebürgermeister Dr e Drinnel ge¬
richtet wurden , der darauf die Antwort erteilte , man solle sich

an den Nationalrat wenden . ( Zwischenruf Vizebürgermeister Dr . Drimmel:
" Es ist ein Mißbrauch , 73jährige Frauen , die nicht wissen , was sie

unterschreiben , zu veranlassen , Karten an mich zu schicken . " )
Die Hauptverantwortung in dieser Frage aber habe die SPÖ , die

die Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung vertritt und die führende

Rolle im Gewerkschaftsbund un in der Arbeiterkammer spielt.
Stadtrat Heller ( SPÖ ) erinnerte daran , daß die Landeshauptleute

der neun Bundesländer ein viergliedriges politisches Komitee

für die Fragen der Wohnbaureform eingesetzt haben . Er habe diesem

Komitee einige Ma i e angehört und könne daher über seine Beratungen
etwas sagen . Zunächst aber wolle er eine politische Erklärung
ab geben:

Nicht nur aus der heutigen Diskussion , sondern auch aus vor¬

angegangenen Publikationen ist zu entnehmen , daß die SPÖ die beiden

in Frage stehenden Gesetzesentwürfe ablehnt . Sie lehnt es aber auch
ab , daß sich an ihre diesbezüglichen Bemühungen andere politische
Parteien , namentlich die KPÖ anhängt und so tut , als gäbe es in

dieser Frage eine Ge leinschaft zwischen ihr « und der SPÖ . Eine

solche Gemeinschaft hat es nie gegeben , gibt es nicht und wMd es
auch nicht geben.

Die SPÖ sieht es auch nicht gerne , wenn Vertreter der KPÖ

Äußerungen ihres Parteivorsitzenden Dr . Bruno Kreisky interpretieren.
Auch ist jede Spekul tion auf eine Kluft zwischen der SPÖ in Wien
und in den Bundesländern eine glatte Fehlspekulation.

Die Tatsache , daß die Begutachtungsfrist für die beiden Gesetzes-

entwürfö bereits ab &elaufen ist , macht eine Diskussion darüber im
Wiener Landtag weder unmöglich noch unnötig.
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Das Amt der Wiener Landesregierung hat auch bereits am 5 - > - al >

also fristgerecht , eine Stellungnahme zu den Vorlagen abgegeben.

Wir waren jedoch der Meinung , die auch vom Österreichischen

Städtebund vertreten wurde , daß es schließlici , doch zu

paktierten Wohnungsreform kommen werde.

In den letzten Tagen aber mußten wir mit Bestürzung fest¬

stellen , daß die Absicht besteht , die Gesetze nicht zu paktieren,

sondern sie am 23 - Mai , also in vier Tagen , im Ministerrat ein

zubringen , ohne daß Länder , Gemeinden oder die politischen

Parteien die Vorlagen , die angeblich in entscheidenden Punkten

abgeändert wurden , überhaupt nur zu Gesicht bekamen . Daher ist

es verständlich , daß wir an einer Diskussion darüber im Wiener

Landtag interessiert sind . Unsere Stellungnahme wird natürlich

durch den bedauerlichen Umstand problematisch , daß uns der

neue Text der Gesetze nicht bekannt ist . Wir wissen nur aus ver

schiedenen Äußerungen , daß er in entscheidenden Punkten geändert

, . n r cj pj or reffen die Interessen der BevolJre-
wurde , anscheinend aoer viea ^ r ge ^ ^ -

rungo
Die ÖVP macht also den Versuch , Gesetzesvorlagen aurcn

peitschen und einen Mehrheitsbeschluß herbeizufuhren , ganz gleich,

was die Bevölkerung , die Länder und die Fachleute d^ zu sagen.

Bisher haben bekanntlich fast alle begutachtenden Stellen 1 -

ihnen zugegangenen Entwürfe einmütig abgelehnt
. . . .

Einmütigkeit besteht bei den Vertretern der österreichischen

Bundesländer auch darüber , daß die geplanten Wohnbauforderungs¬

bestimmungen 1968 verfassungsrechtlich bedenklich , wenn nie

gar verfassungswidrig sind . Dies vor allem wegen der Bestimmungen

hinsichtlich des " Volkswohnungswesens " . Aber auch das Kontro

recht , das sich der Bund in der Wohnbauförderung Vorbehalten

will , widerspricht dem Artikel 11 der Bundesverfassung . Die

Länder haben den Wunsch geäußert , die Mittel für die Wohnbau

förderung nicht als Zweckzuschüsse des Bundes zur Verfügung zu

stellen , sondern eine gemeinschaftliche Bundesabgabe zu schaffen.

Das Bautenministerium weigert sich aber beharrlich.

Auf dem Umweg über das Kontrollrecht versucht ferner er

Bund , die Autonomie der Länder auszuhöhlen . Auch damit kennen wir

nicht einverstanden sein , • /•
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StR . Heller beschäftigt sieb dann mit dem Wiener Wunsch,
die Mittel des Wasserwirtschaftsfonds einzubeziehen und eine

gesetzliche Regelung für den Verteilungsschlüssel dieser Mittel
zu finden . Einen Schlüssel für die Verteilung der Mittel aus dem
neuen Wohnungsgesetz wird man allerdings erst dann finden können,
wenn man weiß , wie das Gesetz aus sieht und welche Mittel ver¬
teilt werden können.

Im Zusammenhang mit dem Bestreben , Kompetenzen auf die
Länder zu übertragen , stellt der Redner den Antrag , der Land¬

tag wolle beschließen V Der Landeshauptmann wird beauftragt , in

Verhandlungen mit der Bundesregierung eine Übertragung der im
Bundesverfassungsgesetz Artikel 10 Abs . 1 , Ziffer 6 enthaltenen
Kompetenz ‘ Enteignung zu Zwecken der Assanierung f in die Kompetenz
der Bundesländer zu erreichen . , r

Abschließend erklärt Stadtrar Heller , daß Wien selbstver¬
ständlich zu den Forderungen der übrigen Bundesländer steht,

♦

aber ebenso selbstverständlich gaben Anschlag gegen die Inter¬
essen der Wiener Bevölkerung ablohnt.

Die Antw ort des La n deshaup tmann os

Landeshauptmann Bruno Marek ergreift nun das Wort zur
Beantwortung der dringlichen Anfrage . Er führt dabei aus;
" Der vom Bundesministerium für Bauten und Technik ausgearbeitete
Entwurf eines Wohnbauforderungsgesetzes 1968 wurde in einer um¬
fangreichen Stellungnahme des Amtes der Wiener Landesregierung
vom 3 . Mai abgelehnt . Es wurde ausdrücklich darauf hingewiesen,
laß der Gesetzentwurf in seiner vorliegenden Form kein taug¬
liches Instrument zur Regelung der Wohnbauförderung darstellt.

Für diese Haltung war - ich greife nur die Hauptgesichts¬
punkte heraus - zunächst der Umstand maßgebend , daß die Gesetz-
gebungs ^ onpetenz des Bundes auf dem Kompetenztatbestand ' Volks-
Wohnungswesen ' unserer Bundesverfassung beruht . Hierunter ist
die Vorsorge für die Bereitstellung von Klein - und Mitt 'elwohnun-
Sen zu verstehen , wie sie in der tegcl für den nicht begüterten
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rji e il unserer Bevölkerung in Betracht keimen und zur Befried ! -

gunc des Wohnbodürfnissvs breiter Schichten benötigt werden.

Die in dem Entwurf vorgesehenen Sinzelregslungen werden jedoch

den Inhalt des soeben dargelegten Kompetsnstatbestandes nicht

gerecht , weil die zugemuteten einmaligen und laufenden finan¬

ziellen Verpflichtungen von vornherein eine angemessene Vohnungs-

vorsorgung der minderbemittelten Bevölkerung weitgehend nicht

ermöglichen.
Besonders schmerzlich ist es , daß hei der Ausarbeitung des

Entwurfes grundlegende soziale Erfordernisse außer acht gelassen

wurden . Die an Hand der Bestimmungen des Entwurfes vorgenommenen

Berechnungen der voranssichtliehen Belastungen der wdhnungs-

worber lassen erkennen , zu welchen erheblichen Belastungen die

Cesetzwerdung dieses Entwurfes führen würde . Biese Belastungen

wären für den überwiegenden Teil der Bevölkerung untragbar und

daher sozial ungerecht . Reiters finden sich in
#

dem Entwurf

Bestimmungen , die befürchten lassen , daß Mietobjekte , die mit

öffentlichen Mitteln finanziert wurden , Spekulationsobjekte

privater Interessen werden könnten.

Zu dieser verfassungsrechtlichen und sozialpolitischen

Beurteilung des Entwurfes tritt hinzu , daß di - vorgesehene

Dotierung der Wohnbauförderung durch den Bund vollkommen unzu¬

reichend ist . Ich will hier nicht näher ausführen , welche Maß¬

nahmen im Zusammenhang mit jenen Abgaben notwendig sind , - i^

dem Wohnbau der Länder dienen sollen , möchte aber mit aJler

Deutlichkeit darauf hinweisen , daß die Leistungen des Bundes im

Entwurf in einer Weise umschrieben werden , aie nicht akzeptabel

ist . Der Bünd müßte für die 'Rohnbauförderung aus allgemeinen

Budgetmitteln echte Zweckzuschüsse leisten . Die Höhe dieser

Zweckzuschüsse aus Budgetmitteln des Bunaes hätte , sich nach

einem mehrjährigen Durchschnitt zu richten . Bei den Ländern

ist der Bund übrigens weitaus strenger , und zwar insofern , als

er die Gewährung von Bundesmitteln von der Bereitstellung ent¬

sprechender Landesmittel abhängig macht . Lio finanzielle Be¬

lastung der Länder würde durch diese vorgesehene Junktimierung

und durch die Verlagerung der Wohnbauförderung vom Bund auf die

Länder gegenüber dem derzeitigen Stand nahezu verdoppelt verd
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Es versteht sich von selbst , was dies finanziell für die Länder

bedeuten würde . Dabei ist namentlich zu beachten , daß diese finan¬

zielle Belastung der Lanier in den vor kurzen verabschiedeten

Einanzausgleichsgesetz keine Br doksichtigung gefunden hat . Ich

möchte keinen Zweifel darüber lassen , daß die Stadt eien auch

in Zukunft bemüht sein wi ~d , ihre Mittel im größtmöglichen Umfang

für Maßnahmen der Wohnbauförderung zur Verfügung zu stellen;

aber gerade deshalb kann sie dies auch vom Bund verlangen.

Der Gesetzentwurf enthält auch Bestimmungen über die Art

der Liquidierung der zur Zeit beim Bund bestehenden eohnbauför—

derungsfonds . Die vorfeeschlagene Art der Liquidierung dieser

Fonds konnte gleichfalls nicht akzeptiert werden , und zwar deshalb,

veil sie eine wesentliche Einschränkung der Bundesländer in ihrer

Entscheidungsbefugnis mit sich gebracht hätte und weiters eine

gezielte Wohnbaupolitik der Bundesländer auf Jahre hinaus unmög¬

lich machen würde . Dazu kommt , Baß es mehr als fraglich ist,
ob die vorgesehene Regelung angesichts der dafür vorhandenen Mittel

überhaupt in die Tat umgesetzt werden kann.

Ich habe , wie schon einleitend ausgeführt , nur einige der

wichtigsten Punkte der Stellung ' ' hmc des Amtes der -Wiener Landes¬

regierung zum Entwurf des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 ent¬

nommen . Trotz der grundsätzlichen Ablehnung des Entwurfes wurden

in der Stellungnahme auch zu den einzelnen Bestimmungen Ab—

änderungs - und Ergänzungsvorschläge erstattet , weil es nach wie

vor unsere Absicht ist , nach Bereinigung der einer fortschritt¬

lichen Regelung entgegenstehenden Probleme konstruktiv an einem

neuen modernen Wohnbauförderungs besetz mitzuarbeiten.

Auch der Entwurf eines Mietrcchtsänderungsgesetzes mußte in der

Stellungnahme des Amtes der Wiener Landesregierung wegen seiner

untragbaren Grundkonzeption abgelet/nt werden » Die Tendenz des vor¬

gelegten Entwurfes widerspricht jenen grundlegenden Forderungen,
an denen wir jedenfalls im Interesse unserer Bevölkerung festhalten

wollen.
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Es wurde daher jede generelle Mietzinserhöhung , auch wenn sie

ausdrücklich nur den Hauptnietzins für Geschäftsräumlichkeiten

betrifft oder indirekt durch die Umlegung der Auslagen für die

Hausverwaltung als Betriebskosten auf die Mieter erfolgt , abgelehnt.

Hie beabsichtigte Vermehrung der Bälle , die Höhe des Mietzinses

frei vereinbaren zu können , mußte abgelehnt wero . en , weil sie nicht

die erhoffte fühlbare Entlastung des Wohnungsmarktes , sondern

den Vernietern die gegenüber der Gesamtheit ungerechtfertigoe

Möglichkeit bringen würde , auch weiterhin bestehenden Wohnungsnot—

stand zu ihrem Vorteil auszunützen . Da keinesfalls in nächster

Zukunft Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsnarkt auch nur annähernd*

gleich stark sein werden , würden die WohnungsSucher gegenüber dem

Vermieter immer eine schwächere Position haben.

Aus ähnlichen Gründen mußte auch die Beeinträchtigung des

Kündigungsschutzes abgelehnt werden.

Es durfte bei der Beurteilung des Entwurfes nicht außer

acht gelassen werden , daß einerseits das Verhältnis von Angebot

und Nachfrage und andererseits die qualitative Wohnungsnot in den

verschiedenen Gebieten Österreichs sehr unterschiedlich ist . nne

so tiefgreifende einheitliche Regelung ohne Bedachtnahme auf

diese Unterschiede , würde daher eine ins Auge springende Ungleich¬

heit in der Mietzinsbildung in den verschiedenen Teilen Österreichs

hervorrufen , weshalb der Entwurf auch aus diesen Urwägungen

abzulehnen war . Auch zu diesem Gesetz wurden unabhängig von cer

grundsätzlichen Ablehnung / banderungs - und Ergänzungsvorschlage

zu den einzelnen Bestimmungen erstattet . "

Abschließend erklärt Landeshauptmann Marek , er wolle keinen

Zweifel darüber aufkomnen lassen , daß man nur Löhnungsgesetzen

zustimmen werde , die im wahrsten Sinne des Wortes sozial sind.

Die beiden Anfragen werden dem Landeshauptmann zugewiesen,

die dritte war nicht genügend unterstützt.
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Sitzung des Wiener Gemeinderates

IG . Mai ( RK ) Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Bruno Marek

trat der Wiener -‘Gemeinderat im Anschluß an den Landtag zu

einer Sitzung zusammen . An Anfragen lagen vor : 1 der KLS , 2 der

KPÖ , 2 der ÖVP und 1 der SPÖ . Die Gemeinderäte Dr . Bauer , Dr . Macher

und Genossen ( ÖVP ) haben eine an den Bürgermeister gerichtete An¬

frage über die Kreditaufnahme der Wiener Stadthalle und über die

finanzielle Situation der Stadthallengesellschaft eingebracht und

die Verlesung verlangt . Vor Schluß der Sitzung soll d rüber abge-
stimmt werden.

An Anträgen wurde eingebracht .: Die Gemeinderäte Lauscher

und Karger ( KLS ) , betreffend Gewährung der Fahrtbegünstiguhg für

blinde Mitbürger auf den städtischen Verkehrsmitteln an Sonn-

und Feiert gen ; die Gemeinderäte Gockner , Pelzeimayer und Genossen

( ÖVP ) ,betreffend die Einbeziehung des Lebensmittelkleinhandels in die

aus Mitteln des Getränkesteueraufkommens dotierte Kreditaktion;
die Gemeinderate Eleonore Hiltl , Neusser und Genossen ( ÖVP ) ,
betreffend einen Beitrag der Gemeinde Wien zur Erhaltung der Karls¬

kirche ; die Gemeinderäte Stadtrat Dkfm . Dr . Prutscher , Dr . Hafel,
Eleonore Hiltl und Genossen ( ÖVP ) betreffend Errichtung einer

Volksschule am Küniglberg ; die Gerneinderäte Dr . Glatzl , Leinkauf

und Genossen ( ÖVP ) , betreffend Grundsteuerbefreiung für Kinder-

hartem und die Gemeinderäte Matza , Steinweis und Genossen

( ÖVP ) auf Leistungssteigerung von Kreuzungen nit Straßenbahn¬

verkehr . Die Anträge werden zur weiteren Behandlung den zuständigen
Derneinderatsausschüssen zugewiesen.

Zwei neue Gemeinderät e

Durch den Tod des GR . Pellet ist die Stelle eines Gemeinde¬

ratsnitgliedes im 20 . Wiener Gemeindebezirk freigeworden . Als

Ersatzmann wird Herr Anton Deistler ( SPÖ ) berufen.
GR . Kostelecky hat rxLtfcRücksicht auf seine Angelobung als Ab¬

geordneter zum Nationalrat sein Mandat als Mitglied des Gemeinderates

zurückgelegt . Als Ersatzmann wird Herr Karl Swoboda ( SPÖ ) berufen.
Die beiden Gemeinderäte leisteten das Gelöbnis.
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Bürgermeister Marek würdigt das Wirken des aus den Gerne in-
derat scheidenden Josef Kost der seit 1964 in vielen
Punktionen des Gemeinderates hervorragend tätig war und darüber
hinaus in der Gewerkschaft der Gemeindebedienstoten . Er hat
immer gute und redliche Arbeit geleistet . Dafür sei ihm herz-
liehst gedankt.

GR . Seeböck ( SPÖ ) hat seine Stelle als Mitglied der Ge¬
meind erat liehen Personalkommission zurückgelegt . Die sozialisti¬
sche Partei hat GR . Hermine Piala ( SPÖ ) für diese Punktion ver-

ge schlagen . Durch den Tod des GR . Pellet ist je eine Stelle in
den Ausschüssen V und IX freigev ^ orden . Die SPÖ schlägt GR . Deistler
vor . Alle diese Vorschläge wurden mit den Stimmen der SPD und
CVP angenommen.

Subventi o nen für Ju ge ndverbände

Stadtrat Bock ( SPÖ ) referiert sodann einen Antrag auf Ge¬
währung von Subventionen an Giener Landesverbände der Mitglieds-
Organisationen des Österreichischen Bundesjugendringes . ( Siehe
Rathaus - Korrespondenz Blatt 1328 . ) . Gegenüber dem Vorjahr ist
nicht nur eine Erhöhung der betrage eingetreten , es erhalten nun¬
mehr auch erstmalig die Alpenvereinsjugend und die Kolpingjugend
Subventionen , nachdem beide Organisationen in den Bundesjugond-
ring aufgenommen wurden.

GR . Lauscher ( KLS ) erklärt , seine Erektion unterstütze jede
Forderung der positiven Jugendarbeit , da ihr gerade in unserer
Zeit große Bedeutung zukommt . Er bedauere es jedoch , daß auf
öer Subventionsliste eine Jugendorganisation nicht aufscheint,
und zwar die Ereie Österreichische Jugend . Sie hat ein ein¬
deutiges positives Bekenntnis zu unserem österreichischen Volk,
zur Freiheit , Unabhängigkeit und immerwährenden Neutralität
unseres Landes abgegeben . Sie bekenne sich zur Demokratie und sei
bemüht , das Interesse der Jugend an den öffentlichen Angelgven-
Mmten zu wecken und sie für das Mitreden und Mitarbeiten zu
gewinnen.

/
/
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Bio FÖJ werde deshalb nicht subventioniert , weil sie dem

Bundes jugendring nicht angehört . Ihre iuj. nehme ; an suchen seien

bedauerlicherweise von der Mehrheit ahgelehnt worden . Der

Gemeinderat sollte dahur s ^ ine Haltung revidieren , nur jene

Jugendverbände zu subventionieren , die dem Bun - . esjugendring

angehören . Die FÖJ werde bereits von zwei Landesregierungen

in Österreich unterstützt.

Abschließend ging der Redner auf die Feststellungen von

Stadtrat Heller ein , daß es zwischen der SIC und der KPÖ keine

Gemeinschaft gäbe und warnte vor den Folgen eines kurzsichtigen

Antikommunismu s>

GR . Dr. Schmid t warf ebenfalls die Frage auf , warum nur

Mitgliedverbände des Bundes jugendringes Subventionen erhalten

und stellte fest , daß der Bund und andere _Duru . Gslünder Jugenc .—

verbände ohne Rücksicht auf ihre Mitgliedschaft im Bunuesjugend

ring unterstützen . Er zitierte sodann aus oem Mitteilungsblatt

. n Lem Kritik andes Verbandes Sozialistischer Mittelschül«

Vizebürgermeister Felix Slavik geübt wird.

Stadtrat Bock erinnerte in seinem -Schlußwort daran , daß es

bei der Subventionsliste für Jugendverbände fast alljährlich zu

derartigen Debatten kommt . Der Vioner Gemein - erat beschließt

mit gutem Grund Subventionen an MitgliedsVv rbände des Bund . es~

jugendringes , hat aber keinen Hinxluß a .ul die Aufnahme von

Verbänden in dieses Gremium . Eine Beurteilung cier Tätigkeit

von Jugendverbänden im Zusammenhang mit iusem Ge schä -fts stück

ist rieht angebracht.
Bei der Abst immung wurde der Antrag mit den Stimmen der

SPÖ , OVP und KLS angenommen .

Gemeinde Vien subventioniert die Aissenschaft

GR . Herbert May ( SPÖ ) referierte einen Antrag auf Sub¬

ventionierung der Österreichischen Akademie der /issenschaften

und des Hotringes der wissenschaftlichen Versande Österreichs*

( Siehe auch Ra, thau s —Korrespondenz Platt 1322 .) .es handelt sich

dabei um 15 wissenschaftliche Vereinigungen , die im Vorjahr
* /*
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eine Subvention von 652 . 000 Schilling erhielten und heuer

710 . 000 Schilling bekommen sollen . Davon sind 210 . 000 für die

Österreichische Akademie der Wissenschaften und 500 . 000 für

den hotring der wissenschaftlichen Verbände Österreichs bestimmt.

GR . Ascherl ( SPÖ ) unterstreicht die Bedeutung und die

wertvolle Aktivität dur Akademie und des Notringes und spricht

in diesem Zusammenhang über die Notwendigkeit dur verstärkten

Förderung der Forschung in Österreich . Vissenschaftsförderung

ist an und für sich Sache des Bundes . Venn die Gemeinde Wien

daher namhafte Beträge zur Verfügung stellt , so handelt es sich

um freiwillig übernommene zusätzliche Leistungen . Auch auf vie¬

len anderen Gebieten , wie Stipendienwerk , Hochschuljubiläums-

stiftung und Verleihung von Förderungs - und Würdigungspreisen

leistet die Stadt Wien ihren Beitrag für die Wissenschaft.

Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort.

Der Antrag wi rd eins timmig angeno mmen.

Um die Kompetenz fü r Fernh ei zwerke

GR . Dipl . - Volksw . Karoline Pluskal ( SPÖ ) referiert über

den Bau von Fernheizleitungen im Bereich Großeuldsiedlung . Die

Kosten betragen 30 Millionen Schilling, ( siehe au cli " Rathaus-

Korrespondenz , ! Blatt 1325 ) .

GR . Haag ( ÖVP ) benützt die Gelegenheit , um die Frage auf¬

zuwerfen , in welche Kompetenz die in der na -chscen Zukunft ent¬

stehenden Fernheizwerke einzuordnen seien . Der Redner stellt

die Frage , wo in Zukunft diese Fernheizwerke organisatorisch

erfaßt werden sollen . Will man ein neues Imperium innerhalb

des Bereichs des Stadtrates Heller schaffen oder vielleicht

bei Stadtrat Pfoch . Seiner Ansicht nach sei es zweckmäßig , die

Fernheizwerke in die Organisation der Wiener Stadtwerke einzu—

bauen . Ein grundsätzlicher Beschluß hierüber müßte bald gefaßt

werden . Bei den Stadtwerken gebe es einen geschulten Stab von

Beamten , und hei allen Planungen , die die 'Wärmeversorgung be¬

treffen , egal oh sie mittels Gas , Strom oder durch Fernheiz¬

werke erfolgen , könnte eine Koordination erreicht werden.
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GR . ing 0 Hcfstettcr ( SxC ) stellt fest , daß mit der Errichtung

vor Eernheizan lagen ein neues Energiesystem geschaffen wird.

Ein neuer Energieträger soll unsere Stadt mit /arme versorgen.

Eicht nur wirtschaftliche Überlegungen waren für diesen Be¬

schluß maßgebend , sondern auch die Überlegungen , daß die Luft¬

verhältnisse durch den Wegfall vieler Rauchfänge verbessert

werden können . Bas Ziel unserer Arbeit muß es sein , die Bevöl¬

kerung gut zu versorgen , in diesem speziellen Eall mit Wärme.

Bei den Ausführungen des GR,Haag konnte man sich des Eindrucks

nicht erwehren , daß es ihm - um einen rein politischen Einfluß

rine : . Wenn man die Geschäftseinteilung anschaut , wird man

feststellen , daß die Kompetenzen genau abgogrenzt sind . uno . daß

die Heizbetriebe bei der Gruppe VI geführt und abgerechnet werden

Es sei zu begrüßen , daß die Wärmeversorgung nun in größerem

Maßstab durch Fernheizwerke erfolgen soll , reichen doch unsere

bestehenden Gas - und Stromleitungen in vielen Bällen nicht

mehr aus.
GR . Bipl ^- VolksWo Bluskal verzichtet auf das Schlußwort .

Bei der Abstimmung wird der Antrag mit den Stimmen der SPÖ , OVP

und PPC angenommen.

Rundfunkwerbung

Stadtrat Sigmund ( SBC ) referiert sodann über einen Antrag,
der eine Vereinbarung zwischen der MD . - Pressestelle und der

Werbeagentur Zwerenz zur Verlängerung des Vertrages der Wiener

Gtadtwerke über die Einschaltung von Werbeslogans mit Gestaltungs

erlaubnis im Lokalprogramm des österreichischen Rundfunks ver¬

sieht . Der Stadtrat stellt fest , daß sicherlich alle die
'Tramway — Story kennen . Die Vereinbarung mit dem österreichischen

Rundfunk diese Sendung betreffend , läuft mit 30 . Juni dieses

Jahres ab . Es ist nun beabsichtigt , eine Verlängerung nun nicht

mehr über die Stadtwerke , sondern über die Pressestelle abzu-

schließen , damit auch andere Sparten der Gemeindeverwaltung
in dieser Sendung zu Wort kommen können.

. /•
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GR 0 Karger ( KLS ) erklärt , aus dem Bericht gehe hervor , daß

es sich in gewisser Beziehung um eine Erweiterung handelt , deine

Fraktion habe in der Sitzung vom 10 . März dieses Jahres eine An¬

frage an den Amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe XII ge¬

richtet , wie hoch die Kosten für die Tramway - Story sind und wie

hoch für die Kinoreklame . Die Antwort der Stadträtin ist ein

langer Brief , der beinhaltet , daß in den Wirtschaftsplänen der

Stadtwerke eine Million Schilling für Werbekosten vorgesehen ist.

Was die Tramway - Stcry tatsächlich kostet , kann man nur aus der

Angabe im Akt errechnen , da . für eine Sendezeit von 25 Sekunden

3 . 200 Schilling zu bezahlen sind . Di3 aufgewendeten hohen Bemräge

stünden keinesfalls im Einklang mit dem Werbeerfolg für die

Straßenbahn . Eine derartige Werbemethode mag für eine Waschmittel¬

firma zweckmäßig sein , aber für Verkehrsbetriebe mit einem unge¬

heuren Defizit sei sie untragbar . Mit dieser Sendung werden kaum

so viele Fahrgäste gewonnen , daß die Spesen gedeckt sind . Für

Verkehrsbetriebe sei eine Reklame , wie sie von kaufmännischen

Betrieben durchgeführt wird , nicht akzeptabel und es ist nicht

vertretbar , daß die Verkehrsbetriebe einen großen Teil der

Monstergehälter der neuen Rundfunkdirektoren finanzieren . Eine

wirksamere Werbemethode wäre die Einführung eines wesentlich

verbilligten Rentner - und Pensionistenfahrscheines außerhalb

der Verkehrsspitzenzeiten . Das wurde eher als die Tramway — Story

einen Zuwachs an Fahrgästen und eine bedeutende Werbewirkung
erzielten . Seine Fraktion lehne den vorliegenden Antrag ab.

GR . Dr . Hirnschall ( FPÖ ) erklärt , heute zum erstenmal die

Möglichkeit zu haben , über die Zweckmäßigkeit der zitierten

Werbesendung der Wiener Stadtwerke im Gemeinderat zu sprechen.
Bas bisherige Abkommen wurde dem Gemeinderat seinerzeit nicht

zur Genehmigung vorgelegt . Es erhebt sich die Frage , ob diese

Werbesendung der Stadtwerke , die nunmehr auf den gesamten Bereich

der Stadtverwaltung ausgedehnt werden soll , die Million Schil¬

ling überhaupt wert ist . Die Sendung gehöre zu den eintönigsten
u ud fadesten des Rundfunkprogramms überhaupt.
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Sie hat wahrscheinlich viel eher dazu beigetragen , daß sich die

Leute über die Gemeinde Wien lustig gemacht haben , als daß sie

eine Werbewirkung gehabt hätte « Es wäre sicherlich angezeigter,
würde man sich um eine gründlichere Reinigung des Wagenparkes
kümmern oder um die Toiletteanlagen in den Stadtbahnstationen.

Das sind Möglichkeiten , wie man mit dem Geld der Gemeinde Wien

mindestens ebenso werbewirksam umgehen könnte , wie wenn man

die Bevölkerung zwingt , sich eine einfältige Senduna anzuhören.

Wollen wir die Bevölkerung über kommunale Dinge informieren,
haben wir andere Möglichkeiten , die außerdem keinen Mehraufwand

verurs -acben.

Meldungen der " Rathaus - Korrespondenz " mit echtem Nachrichten¬

wert werden von Presse und Rundfunk ohnehin übernommen . Es gibt
also kein Informations - Manko , das durch die Tramway - Story ausge¬

glichen werden müßte . Der Punkt 11 des Vertrages , der besagt , daß

bei einer Verlängerung der Sendereihe im Jahr 1968 der Auftrag
wieder an die jetzt befaßte Werbeagentur gegeben werden muß , ist

bedenklich , weil dadurch eine Werbefirma gleichsam pragmatisiert
wird.

Stadtrat Sigmund meinte in seinem Schlußwort , daß jede Werbun

sehr individuell beurteilt werde . Tatsache ist , daß die heutige
Gesellschaft ohne Werbung nicht auskommt , auch nicht die Stadt¬

verwaltung oder die Städtischen Unternehmungen , die bisher zu

wenig Werbung betrieben haben.

Es ist ein in der Wirtschaft gebräuchlicher Vorgang , seine

Produktionen markenrechtiich zu schützen . Auch eine Werbeagentur
schützt sich dagegen , daß die von ihr kreierte Form 1er Werbung
von einer anderen Firma übernommen wird.

Der Vertrag sieht aber auch vor , daß in der Sendereihe ver¬
schiedene Belange der Stadtverwaltung zur Sprache gebracht werden
können . Das Projekt ist daher gut zu heißen , weil es den Kontakt
zwischen Stadtverwaltung und Bevölkerung enger gestaltet.

Der Antrag wurde mit den Stimmen der SPÖ , ÖVP und KLS ange-
nonmen.
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Akti v e Grü nland pol itik

GR . Stroh ( SPÖ ) referierte einen Antrag , betreffend den
Kauf des sogenannten Dehne - Parks “in Hütteldorf von dem Bilm-
schau spie ler Billy Porst.

Dazu stellte GR . Srp ( SPÖ ) fest , daß es den Grundsätzen
cTer Stadtverwaltung entspreche , soviel Grünflächen als möglich
für die Bevölkerung zur Verfügung zu stellen . Durch den Ankauf
des Dehne - Parks wird ein größeres geschlossenes Erholungsgebiet

schaffen und die Verbauung des Geb :
' jtes verhindert , die eine

ausländische Kapital . , Seilschaft bereits gepl : nt hat . Der erfolg¬
reiche Abschluß der Krufverhandlungen ist auf das Geschick des
St adtrates Sigmund und auf das Verständnis von Billy Porst zu¬
rückzuführen.

Vien hat in letzter Zeit eine Reihe großer Grünflächen er¬
worben können , die insgesamt 8,5 Millionen Quadratmeter ausma¬
chen , das ist ein G feiet , . insinh ^ lb Mal so e_ roß wie der Pr st r.

Der Antrag wurde einsti mmig angen ommen.

. 0 _.Pf JR Stadtanleihe 1967

Stadtrat Bock ( SPÖ ) 1 - gte einen Antrag , betreffend die luf-
n .ahine einer Inlandsanleihe in der Höhe von 350 Millionen Schilling
vor . ( Siehe ! , Rathaus - Korrespondcnz M

, Blatt 1327 .)
OH . Nek ula ( Slö ) sagte dazu , die Anleihe verfolge einen

doppelten Zwecks Einmal den Ausbau und die Modernisierung
st ? bischer Unternehmungen , zum anderen aber auch eine Hilfe
für die heimische Wirtschaft , der die damit verbundenen großen
Aufträge die Erhaltung der Vollbeschäftigung ermöglichen.

Die gewaltigen Leistungen der Städtischen Unternehmungen , dio
bürzlich durch die Installation des 750 . 000 . Gaszählers und dos
- Ami ] lionsten Stromzählers sinnfällig wurde ? , waren nur durch don
Einsatz großer Geldmittel möglich . 1ie sinnvoll es jedoch ist , far

10 Städtischen Unternehmungen Anleihen aufzunehmen , kann an zwei
6 ^ :' spielen gezeigt w rdens der Block VI Ars E - Werkes Simm -. -. ring
- cs uet nur mehr 325 Millionen Schilling , weil gewisse . Einrichtungen
x,ir diese Anlage schon bei Block IV und V geschaffen werden konnten.
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Die Hauptwerkstätte der Verkehrsbetriebe , die in Simmering ge¬

baut wird , wird eine Reduzierung des dort beschäftigten Personals

um rund 50 Prozent und auch wesentlich kürzere Reparaturzeiten

ermöglichen . Mit den eingesetzten Kapital werden also bedeutende

Rationalisierungseffekte erzielt.

Von dem Gesamtertrag der Anleihe erhalten die E - Werke

147 Millionen , die Gaswerke 51 Millionen und die Verkehrsbetriebe

152 Millionen Schilling.

Per Redner setzte sich sodann kritisch mit einem Artikel

im " Volksblatt ” auseinander , wo unter der Überschrift ‘-Wien borgt

sich wieder Geld ” der Eindruck erweckt werde , als sei Vien eine

verschuldete Stadt . Er möchte nun auch Vermutungen wie Gemeinderat

Pr . Macher anstellen und deshalb die Vermutung äußern , oo o. _LeSer

Titel im " Volksblatt ” vom Budgetloch des Finanzministers ab¬

lenken solle?

Per Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort . Bei

d ^ r Abstimmung wird der Antrag einstimmig angenommen .

Erster Bauteil Großfeldsiedlung

Stl » Heller ( SPÖ ) berichtet über den ersten Bauteil der

städtischen ,7o h nh aus an 1 ag e in der Gro ßf eldsi edlung . es handelt

sich um 58 Häuser in Montagebauweise mit 554 Wohnungen und 32

Wohnungen für alte Leute . Pie Gesamtbaukosten betragen 129 $ 6

Millionen Schilling.
GR . Pelzeimayer ( ÖVP ) kommt bei dieser Gelegenheit auf

einen Erlaß der Magistratsdirektion zu sprechen , durch den die

Wettbewerbsbedingungen zugunsten der der Gemeinde Wien nahe¬

stehenden Unternehmungen geändert werden . In dem Erlaß heißt

es , daß bei Anbot dieser Unternehmungen , an denen die Stadt

Wien beteiligt ist ,
” bei annähernd gleich günstigen Be¬

dingungen diesen Unternehmungen

der Vorzug gegeben werden soll, - Per Redner meint , daß damit

die Protektion zum Prinzip erhoben werde und lehnt diesen

Erlaß im Interesse echter Wettbewerbsbedingungen , im Interesse

der . irtschaft und im Interesse der Stadt * ien ab.
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GR . Ing, Hofmann ( SPö ) freut sich als Floridsdorfer über

den Antrag . Eine wesentliche Voraussetzung für die Verkehrs-

erschließung der Siedlung ist in letzter feit verwirklicht

worden , nämlich , daß man im Einheitstarif bis zur otadtgrenze

fahren kann . An die Bundesbahn richtete er die Forderung , recht¬

zeitig mit dem Umbau ihrer Haltestelle zu beginnen.

Eine gewisse Sorge bereite es , rechtzeitig die nötigen

Gemeinschaftseinrichtungon zu schaffen . Pie Gemeindeverwaltung

werde sich bemühen , hier alle Vorkehrungen zu treffen . Per

Redner appellierte an den Bund , die für eine so große Wohnein¬

heit notwendige höhere Schule gleichfalls rechtzeitig zu

schaffen.

Pie Absiedlungen erfolgten unter größter Rücksichtnahme

aller zuständigen Behörden . Man war dabei auch finanziell

großzügig.
Zu den Einstellplätzen ;; Jeder , der in die Fläche nw

'
idmungs-

und Bebauungspläne Einsicht nimmt , wird feststellen können,

daß hier alle notwendigen Vorkehrungen getroffen wurden . Hach

einer langen und gründlichen Planung wird man nun mit dem ersten

Bauabschnitt beginnen können.

Stadtrat Heller begrüßt die Zustimmung der Biskussions¬

redner , weil mit Annahme des Antrages ein ganz großes städte¬

bauliches Projekt in das Stadium der Verwirklichung treten kann.

Zu den Ausführungen des GR . Pelzelmayer , die Anweisung der

Magistratsdirektion betreffend , stellte der Stadtrat fest , daß

der Redner leider nicht den ganzen Erlaß gelesen haben kann , cor

allem nicht , daß mit dieser Anweisung sämtliche -lener Betriebe

vor der Konkurrenz aus den Bundesländern und aus dem Ausland;

geschützt werden sollen . Eine derartige Vorgangsweise ist in

anderen Bundesländern bereits seit Jahren üblich . Biese Schütz¬

te Stimmung wird von der eigner Y/irtschaft und den Ri3ner Be¬

trieben ganz besonders begrüßt , liegt sie doch im Interesse

unserer Stadt und ihrer Bewohner . In Wien werden die arbeiten

nicht durch einzelne Personen vergeben , sondern durch die zu¬

ständigen Ausschüsse , oder bei bedeutenderen Vorhaben durch den

Gemeinderat . ,/enn man also ein städtisches Unternehmen trotz
eines günstigen Angebotes nicht heranziehen will , ist

^
es möglich

dies in den Ausschüssen oder im Gemeinderat zu beschließen.
Bei der Abstimmung wurde der Antrag einstimmig angenommen .
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Es folgt die dringliche An rage der Gemeinderäte Br . Bauer

und Br . Macher ( ÖVP ) an den Bürgermeister , Betreffend Auskunfts¬

erteilung über die Kreditaufnahme der "Wiener Stadthalle-

Stadion - Betriebs - und Produktionsges . mbH . " und über die
finanzielle Situation der Stadthallengesellschaft beziehungs¬
weise der Hora Filmverleih . Bie Anfrage befaßt sich mit Presse¬

meldungen , denen zufolge die Stadthallengesollschaft bereits
einen Kredit aufgenommen hat und mehr als BO Millionen Schil¬

ling zur Bezahlung von Schulden ins Ausland überwiesen haben soll.
Der Gemeinderat , der die Haftung als Bürge und Zahler übernommen
hat , habe das Recht , über die Abwicklung der Kreditgeschäfte und
die finanzielle Situation der Stadthallengesellschaft informiert
zu werden.

Zur Begründung der Anfrage erhält GR . Br . Bauer ( CVP ) das
Wort . Ber Redner stellt fest , daß man in den letzten Wochen und
Monaten wiederholt über die Situation der Stadthallen - Betriebs-

geSeilschaft und über die Lage dor BiImbetriebsgeSeilschaft
diskutiert hat . Vizebürgermeisto -r Siavik hat seinerzeit sehr ein¬
gehend davon gesprochen , daß es notwendig wäre , die Hora und die
Stadthallen - EilmgeSeilschaft im Zusammenhang mit einer billigen
Filmproduktion im Auge zu behalten und in diesem Zusammenhang
sind doch in der letzten Zeit Bin e passiert , die den Gemeinde¬
rat auch interessieren . Sohat man zim Bei spiel die Stadthalle in

Zeitungsmeldungen als eine " Institution der Räuber " bezeichnet,
man hat den Geschäftsführer in einen Ehrenbeleidigungsprozeß
verwickelt und ein bedeutender Österreichischer Antwalt hat im
Verlauf dieses Prozesses auf die defizitäre Gebarung der Hora
und auf die Verpflichtungen der Stadthalle hingewiesen . Alle diese
Dinge sind in der Öffentlichkeit bekannt , von den verschiedenen
Zeitungen entsprechend mehr oder weniger freundliöh kommentiert
worden und haben größtes Echo gefunden.

Ber Redner urgierte auch die Bilanzen der genannten Gesell¬
schaft für die Jahre 1965 und 1966.
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Die Stadtverwaltung hat nicht nur die Gebäude in das Eigentum

der Gesellschaft übertragen , sie hat es auch für richtivg gefunden,

für einen Kredit geradezustehen.

Wie man aber hört , sogar aus der " Arbeiter - Zeitung " , hat die

Zentralsparkasse 1966 erstmals gespürt , daß die Sparkapitalbildung

nicht » ausreicht , um alle an das Institut herangetragenen Wunsche

zu erfüllen . Wir haben heute im Landtag gehört , daß alle Mittel für

die Wohnbautätigkeit zur Verfügung gestellt werden müßten unu aß

erhobt sich daher die Frage , ob der Kredit von immerhin 123 Mil¬

lionen Schilling nicht zweckmäßiger für den Wohnbau hätte verwendet

werden sollen,

Für den Fall , daß die Mehrheit des Hauses dem Antrag

aus Gründen des Geschäftsgeheimnisses die Dringlichkeit nicht zu¬

erkennen kann , stellten die Gemeinderäte Dr . Bauer und Dr . Ma.cher

den Eventualantrag , die dringliche Anfrage an den Bürgermeis ucr,

betreffend die finanzielle Situation der Stadthallengesellschaft

umgehend in einer nicht öffentlichen oitzung zu behandeln.

GR . Hans Mayr ( SPÖ ) bezeichnet © es als sehr erfreulich , daß

das Kontrollrecht des Wiener Gemeinderates so ernst genommen werde.

Dieses Recht soll auch keineswegs beschnitten werden . Der dringlichen

dnfrage der ÖVP sollen auch nicht jene Motive unterschoben werden,

die Gemeinderat Dr . Macher der dringlichen SPÖ - Anfrage unterstellt

hat , nämlich die Absicht , der Sache durch die Dringlichkeit einen

sensationellen Anstrich zu geben.

Wie GR . Dr . Bauer gesagt hat , kann aus Gründen des Geschäfts¬

geheimnisses die Dringlichkeit nicht zuerkannt werden . Aber auch eine

Behandlung in nicht - öffentlicher Sitzung ist aus denselben Gründen

unmöglich . Die derzeit laufenden Verhandlungen der Stadthallenge—

seilsch ft mit verschiedenen Geschäftspartnern ' sollen durch

eine Diskussion nicht zum Schaden der Wiener Steuerzahler gestört

werden.

In der darauffolgenden Abstimmung finden der Antrag bzw . der

Eventualantrag der CVP nicht die erforderliche Mehrheit.

Hach Beendigung der Tagesordnung schließt Vorsitzender

Dr . Bohmann die Sitzung des Wiener Gemeinderates.
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Gustav Maran z n denken

19o Mai ( RK ) Auf den heutigen lag fällt der 50 . Todestag
des Schauspielers Gustav Maran .

Er wurde am 8 . Jänner 1854 in Wien geboren und verspürte
schon frühzeitig den unwiderstehlichen Drang zum Theater . Nach

Absolvierung des Gchauspielunterrichts folgten viele Jahre eirer

ruhelosen Wanderschaft auf den verschiedensten Bühnen in der

österreichischen Provinz . In der Böige hatte er am Wiener Carl-
Theater einen solchen Erfolg , da3 ihn Blasel engagierte . Die
nächste Station war das Theater in der Josefstadt , dem er bis
zuletzt dauernd verbunden blieb und das man sich ohne ihn gar
nicht vorstellen konnte . Seine Charakterkomik hatte eine ganz
besondere Eigenart und war so unbezwinglich , daß selbst seine
Partner von ihr oft auf offener Szene überwältigt wurden . Seine
besonderen Spezialitäten waren die weltfremden Gelehrten , die
schrulligen alten Käuze , alte Schulmeister , lächerliche Steiger,
aber auch die hilflosen betrogen ,-n Ehemänner . Die französischen
Boulevardstücke und Possen erhielt n erst durch seine Gestalten
./itz und Wirkung . .auch in klassischen Komikerrollen war er zu
sehen , leider viel zu selten . Gustav Maran , einer der bedeutendsten
Charakterdarsteller und Komiker seiner Zeit , fand am Hietzinger
Friedhof seine letzte Ruhestätte . Die Erinnerung an ihn ist auch
heute noch , vor allem .in der älteren Generation , lebendig.

Preisgünstige Gemüse - und Obstsorten

Sorten besonders preisgünstigs
Gemüse ^ Kochsalat 4 bis 5 S , / eißkraut 1 . 60 bis 2 . 80 S je

Kilogramm , Neusiedlersalat 80 Groschen bis 1 . 20 S je Stück.
Obstg Äpfel 6 bis 8 S , Bananen 8 bis 10 S , Orangen 6 bis

® S je Kilogramm.
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